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Wurden 1999 noch CDU, SPD
und Grüne um Beantwortung
der Fragen gebeten, gilt dies jetzt
nur für CDU und SPD. Nach
Meinung des Landesvor-
standes bedeutet dies keine Ge-
ringschätzung der anderen, zur
diesjährigen Landtagswahl zu-
gelassenen Parteien. Aus-
schließlich praktikable Gründe
und eine durchgängig einheitli-
che Verfahrensweise waren
maßgebend für diese Entschei-
dung.

Hierzu wurde, basierend auf
den aktuellen Schwerpunkten
unserer gewerkschaftlichen Ar-
beit, ein Fragenkatalog entwi-
ckelt, der den Parteivorsitzenden
Peter Müller und Heiko Maas
zugesandt wurde.

Durch die Beantwortung der
aufgeworfenen Fragen soll die-
sen Gelegenheit gegeben wer-
den, zu den aufgezeigten
Problemfeldern Stellung zu be-
ziehen. Es ist vorgesehen, die
vorgelegten Antworten zusam-
men mit den gestellten Fragen
in einem Sonderdruck zu veröf-
fentlichen, um unseren Mitglie-
dern bei ihrer Wahlentscheidung
eine gewerkschaftliche, Polizei
spezifische Orientierungshilfe
geben zu können.

Wir werden die Antworten der
Parteien nicht bewerten, d.h.
unkommentiert abdrucken.
Nachfolgend werden vorab die
Problembeschreibungen und die

LANDTAGSWAHL 2004

GdP-Sicherheitstest: Fragen an die im Landtag
vertretenen Parteien
Vor der im kommenden September im
Saarland anstehenden Landtagswahl be-
absichtigt die GdP, Landesbezirk Saar-
land, einen „Sicherheitscheck“ durch-
zuführen. Im Landesvorstand wurde die
gleiche Verfahrensweise wie bei dem
Sicherheitstest zur Landtagswahl 1999
beschlossen. Dies bedeutet, dass nur
den aktuell im Landtag vertretenen
Parteien der Fragenkatalog zugesandt
wurde.

dazu gestellten Fragen veröf-
fentlicht.

Die Personal-
entwicklung in der
saarländischen Poli-
zei

Ab 1999 hat die neue Landes-
regierung ihr Versprechen umge-
setzt und mehr Einstellungen in
die Polizei vorgenommen. So
wurden jährlich 85 Polizistinnen
und Polizisten (im Jahr 2002 ein-
malig 120) neu eingestellt. Trotz
zusätzlicher Übernahmen aus
anderen Bundesländern gelang
es allerdings nicht, den ur-
sprünglich vorgesehenen
Personalaufbau auf 2900 Beam-
tinnen und Beamte zu erreichen.
Ab dem Jahr 2010 werden die
regulären Ruhestands-
versetzungen jährlich deutlich
über der Zahl der heutigen Ein-
stellungszahlen von 85 liegen.
Diese ungünstige Entwicklung
wurde jüngst auch durch die Er-
gebnisse der AG Personaleins-
atz dokumentiert. Dies hat zur
Folge, dass ab dem Jahr 2006 mit
höheren Einstellungszahlen als
bisher gegengesteuert werden
müsste, um einen neuerlichen
Personalabbau zu vermeiden.

Die Gewerkschaft der Poli-
zei fragt daher:

• Wie werden Sie den
Personalbestand der saarländi-
schen Polizei in den kommenden
Jahren gestalten?

• Welche Maßnahmen wollen
Sie ergreifen, um auch kurzfris-
tig das aktuell vorhandene Per-
sonal zu entlasten?

Stellenplanstruktur,
Aufstiegs- und
Beförderungs-
perspektiven - Wie
viel sind wir der
Politik wert?

Seit dem Jahre 1999 sind die
jährlichen Beförderungsmittel im
Verhältnis zu den Vorjahren deut-
lich erhöht worden. Die jährli-
chen Beförderungsbudgets sind
insbesondere wegen des in den
90er Jahren verursachten
Beförderungsstaus noch nicht
völlig ausreichend, um für alle
Betroffenen zeitlich akzeptable
Perspektiven zu eröffnen. So
entstanden trotz der in der Kon-
zeption zur „Personal-
entwicklung und Entwicklung
der Stellenstruktur“ (kurz:
Beförderungskonzeption) auf-
gezeigten möglichen Verbesse-
rungen bis heute Warte-
schlangen, in die sich unsere
Beschäftigten einreihen müs-
sen. Dies gilt vor allem in den
unteren Besoldungsstufen A8
und A9.

Auch der Blick auf die Ent-
wicklung der Stellenplanstruktur
insgesamt weist noch
Verbesserungsmöglichkeiten
auf: Die GdP vermisst die Auf-
hebung der Bestimmungen für
die Einstellung im mittleren
Dienst in der Polizeilaufbahn-
verordnung und die Nennung
eines verbindlichen Termins zur
Realisierung der zweigeteilten
Laufbahn. Eine Fortschreibung
der Beförderungskonzeption

gibt es nicht.
Die aktuelle Dienstposten-

bewertung benötigt zur Umset-
zung eine wesentliche Auswei-
tung der Stellenanteile A12/A13
gehobener Dienst. Ohne ent-
sprechende zusätzliche Erhö-
hung des Beförderungsbudgets
zur Realisierung der Funktions-
bewertung bliebe diese für
Funktionsinhaber ein Muster
ohne Wert.

Der Stellenanteil des höheren
Dienstes muss dieser Entwick-
lung folgend ebenfalls erhöht
werden.

Die Gewerkschaft der Poli-
zei fragt daher:

• Welche Beförderungs-
perspektiven zeigen Sie für die
Polizeibeschäftigten im mittle-
ren, gehobenen und höheren
Polizeidienst auf?

• Sind Sie bereit, die zweige-
teilte Laufbahn auch im Saarland
durch entsprechende Änderung
der Polizeilaufbahnverordnung
sowie durch Umsetzung und
Fortschreibung der
Beförderungskonzeption zu rea-
lisieren?

• Welche Zeitachse liegt
hierbei Ihren Vorstellungen
zugrunde?

• Sind Sie bereit, zur Realisie-
rung der Ergebnisse der teil-
analytischen Funktions-
bewertung in der Polizei die
jeweils notwendigen Stellen-
hebungen nach A12/A13 vorzu-
nehmen und die dann entstehen-
den neuen Stellenplananteile A
12/13 tatsächlich umzusetzen? In
welchem Zeitraum könnte dies
vollzogen werden?

Versorgung im öf-
fentlichen Dienst

Die Haushaltssituation in
Bund und Ländern führte in den
letzten Jahren unter dem Unwort
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„Reform des öffentlichen Diens-
tes“ zu einer Vielzahl von Ände-
rungen, die im Ergebnis für die
Beschäftigten des öffentlichen
Dienstes weniger Einkommen
und Versorgung bedeuteten. In
der öffentlichen Diskussion
wurden Kürzungen des Einkom-
mens und der Versorgung
populistisch mit der Sicherheit
des Arbeitsplatzes im öffentli-
chen Dienst gerechtfertigt. Ver-
schwiegen wurde und wird in der
Diskussion, dass Beamte schon
seit den 50er Jahren immer einen
Einkommensbeitrag zu Ihrer Al-
tersversorgung geleistet haben.
Der Umstand, dass diese Gelder
nicht zweckentsprechend ver-
wandt wurden, ist der Politik und
nicht den Beschäftigten des öf-
fentlichen Dienstes anzulasten.
Versorgungsänderungsgesetz,
Wegfall der Ruhegehalts-
fähigkeit der Polizeizulage,
Öffnungsklausel bei den
Sonderzuwendungen Urlaubs-
und Weihnachtsgeld, Änderun-

gen der Beihilfebestimmungen
summieren sich zwischenzeitlich
auf jährliche Einkommens-
verluste von mindestens 1000
Euro. Abgestimmte Konzepte,
die für die Beschäftigten des öf-
fentlichen Dienstes Perspekti-
ven eröffnen und verlässliche
Aussagen zulassen, sind nicht
ersichtlich. Dies beweisen z. B.
die unterschiedlichen Schnitt-
stellen bei Weihnachts- und Ur-
laubsgeld, welche die Sozial-
verträglichkeit der jeweiligen
Kürzungen bzw. des Wegfalls
definieren sollen. Diese hat man
unverständlicherweise für das
Urlaubsgeld bei der A 8 und beim
Weihnachtsgeld bei der A 10
angesiedelt.

Die Gewerkschaft der Poli-
zei fragt daher:

• Welche Perspektiven beste-
hen hinsichtlich der Versorgung
für die Beschäftigten der Polizei?

• Mit welchem Versorgungs-
niveau dürfen diejenigen rech-
nen, die in 10, 20 oder 30 Jahren
in den Ruhestand treten?

• Welche Konzepte hat Ihre
Partei zur Sicherung der zukünf-
tigen Versorgung der Beschäf-
tigten der Polizei?

• Welche Haltung vertreten
Sie hinsichtlich weiterer Kürzun-
gen der Beihilfe? Sollen Beamte
zukünftig gesetzlich versichert
werden?

• Welche Absichten hat Ihre
Partei für die weitere Entwick-
lung der Sonderzuwendungen
im öffentlichen Dienst (Weih-
nachts- und Urlaubsgeld)?

• Beabsichtigen Sie, die
Schnittstellen beim Urlaubsgeld
auf die A 10 anzuheben und so
der Schnittstelle des
Weihnachtsgeldes anzuglei-
chen?

Arbeitszeit/Lebens-
arbeitszeit

Die Verlängerung von Wo-
chen- und Lebensarbeitszeit als
Patentrezept zur Konsolidierung
öffentlicher Haushalte sind Be-
griffe, die vielen Polizei-
beamtinnen und –beamten die
Zornesröte ins Gesicht treiben.
Da soll auf ihrem Rücken eine
verkorkste Finanz- und Wirt-
schaftspolitik ausgetragen wer-
den. Dabei rettet eine Verlänge-

rung der Arbeitszeit kein Bun-
desland dieser Republik aus sei-
ner Finanzmisere. Gerade die
Kollegen im Schichtdienst beo-
bachten die Entwicklung mit
großem Argwohn. Ankündigun-
gen wie: „Ihr müsst diesen
(Schicht-) Dienst bis zu eurer
Pensionierung machen!“ sind
nicht dazu angetan, verlorenes
Vertrauen in die Politik zurück-
zugewinnen.

Die Gewerkschaft der Poli-
zei fragt daher:

• Streben Sie in der kommen-
den Legislaturperiode eine Ver-
längerung der Wochen- bzw.
Lebensarbeitszeit an?

• Sind Sie bereit, Kolleginnen
und Kollegen, die viele Jahre im
Wach- und Wechseldienst ge-
arbeitet haben, auch schon vor
der zurzeit gültigen Pensions-
grenze von 60 Jahren – ohne fi-
nanzielle Einbußen – in den Ru-
hestand treten zu lassen (im Sin-
ne von Faktorisierung der
Schichtarbeit)?

Schichtdienst in der
Polizei

Die Kolleginnen und Kolle-
gen sind im Schichtdienst stän-
dig den berufstypischen Gefah-
ren und Belastungen ausge-
setzt. Für die Mehrheit der
Polizeibeschäftigten ist Schicht-
dienst polizeilicher Alltag. Fami-
lien und Privatleben werden in
besonders intensiver Form
durch den Dienstplan beein-
flusst, ja sogar erheblich einge-
schränkt. Spätdienst und
Wochenendarbeit haben sozia-
le Folgen für die ganze Familie,
für die Teilnahme am gesell-
schaftlichen Leben und für die
individuelle Freizeit. Die Schicht-
dienstbeschäftigten leben ge-
gen ihre „innere Uhr“. Dieses
Arbeiten und Schlafen gegen die
„innere Uhr“ stellt die eigentli-
che Belastung bei Nacht- und
Schichtarbeit dar. Gesundheits-
störungen wie Schlafstörungen,
Magen- und Darmbeschwerden,
vegetative Beschwerden, Ein-
schränkung der Leistungsfähig-
keit sind zwangsläufige Folgen
langjähriger Schichtarbeit und
sind ursächlich für den „unna-
türlichen Personalabbau“ im
Schichtdienst. Daher muss die-

sen besonderen Belastungen
zum einen durch Anrechnung
der geleisteten Arbeitszeit im
Schichtdienst auf die Lebens-
arbeitszeit ohne finanzielle Ein-
bußen Rechnung getragen wer-
den, und zum anderen bedarf es
einer deutlichen Intensivierung
der Gesundheitsvorsorge für
Schichtdienstleistende. Die im
Jahre 2003 erfolgte Änderung
des Beihilferechtes führte unter
anderem auch dazu, dass sich
die Bedingungen für die Inan-
spruchnahme von Vorsorge-
maßnahmen und Heilkuren mas-
siv verschlechtert haben. Gera-
de für den gesundheitsschädli-
chen Schichtdienst bewirken
diese Verschlechterungen des
Beihilferechtes eine weitere Re-
duzierung der erforderlichen
Ausgleichsmaßnahmen und so-
mit eine weitere Erhöhung der
Schichtdienst bedingten Diens-
tunfähigkeiten. In diesem Zu-
sammenhang darf nicht verges-
sen werden, dass die vorzeitige
Ruhestandsversetzung infolge
schichtbedingter Dienstunfä-
higkeit nach der derzeitigen
Gesetzeslage zu einem
Versorgungsabschlag von bis
zu 10,8 % führt.

Die Gewerkschaft der Poli-
zei fragt daher:

• Wie wollen Sie den beson-
deren Belastungen im Schicht-
dienst Rechnung tragen?

• Welche konkreten Maßnah-
men der Gesundheitsvorsorge
und Gesundheitsfürsorge wol-
len sie ergreifen?

• Treten Sie für eine Rücknah-
me der Beihilfeverschlechte-
rungen ein?

• Sind sie zu einer
„Faktorisierung“ der geleisteten
Schichtarbeit mit der Folge der
Verkürzung der Lebens-
arbeitszeit ohne finanzielle Ein-
bußen bereit?

Beamte, Tarif-
beschäftigte, priva-
te Sicherheit

Auch im Saarland ist der Wett-
lauf nach mehr Sicherheit
insbesondere auf kommunaler
Ebene eröffnet worden. Stich-
worte, die dem Bürger in diesem

Fortsetzung von Seite 1
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Zusammenhang präsentiert wer-
den, sind beispielsweise Über-
wachung von „Angsträumen“
durch Private Sicherheits-
dienste, Einsatz von kommuna-
len Ordnungsdiensten in Uni-
form, Videoüberwachung usw.
Durch die jüngsten Änderungen
des Saarländischen Polizei-
gesetzes wurden den
Ortspolizeibehörden bisher nur
der Vollzugspolizei vorbehaltene
Eingriffsmaßnahmen wie Fest-
halten oder Durchsuchung von
Personen und Sachen übertra-
gen. Damit werden kommunale
Bedienstete in Aufgaben-
bereichen tätig, die bislang von
der Vollzugspolizei ausgeübt
wurden. Aus Sicht der Gewerk-
schaft der Polizei ist zu befürch-
ten, dass diese Entwicklung zu
Lasten des Personalbestandes
der Polizei geht. Ziel scheint es
zu sein, Präsenz in der Öffent-
lichkeit durch Uniformierte, egal
welchen Ausbildungsstandes
oder Qualifikation, zu erreichen.

Die Gewerkschaft der Poli-
zei fragt daher:

• Befürwortet Ihre Partei einen
weiteren Ausbau des Personal-
standes und der Befugnisse für
den kommunalen Ordnungs-
dienst?

• Befürworten Sie die Entwick-
lung zu einer kommunalen Poli-
zei (wie in Frankreich)?

• Welche Haltung hat Ihre Par-
tei zum Einsatz privater
Sicherheitsdienste im öffentli-
chen Raum?

• Beabsichtigen Sie hierzu
weitere Gesetzesänderungen?

• Beabsichtigen Sie, neue Stel-
len für Tarifbeschäftigte in der
Polizei zu schaffen, Höher-
gruppierungen für Angestellte
als Sachbearbeiter vorzunehmen
und im Gegenzug Polizei-
vollzugsbeamte „auf der Straße“
einzusetzen?

• Unterstützen Sie das vom
Ministerium für Inneres und
Sport ins Leben gerufene
Weiterqualifizierungskonzept
für Tarifbeschäftigte in der saar-
ländischen Polizei und sind Sie
bereit, dieses weiter zu führen
und gleichzeitig entsprechende
Sachbearbeiterstellen zu schaf-
fen?

Tarifrecht/Mitbe-

stimmung

Im Zuge der Reform-
diskussionen, insbesondere zur
Agenda 2010, wurde den Ge-
werkschaften der Vorwurf ge-
macht, nicht reformfähig zu sein.
Dabei wurden auch Forderungen
erhoben, den Einfluss der Ge-
werkschaften in den Personal-
vertretungen und Betriebsräten
zu begrenzen. Parallel dazu wur-
de nach dem letzten Tarifab-
schluss im öffentlichen Dienst
auf Arbeitgeberseite Kritik an
den Abstimmungsmechanismen
der Tarifgemeinschaft der Län-
der laut. Verhandlungen zur
Neugestaltung des Tarifrechts
wurden abgebrochen und Tarif-
verträge über die Zahlung von
Urlaubs- und Weihnachtsgeld
einseitig gekündigt.

Die Gewerkschaft der Poli-
zei fragt daher:

• Beabsichtigen Sie, das saar-
ländische Personalvertretungs-
gesetz zu ändern? Wenn ja, wel-
che Änderungen sind beabsich-
tigt?

• Befürworten Sie einen Aus-
tritt des Saarlandes aus der Tarif-
gemeinschaft der Länder?

• Werden Sie sich für die Auf-
nahme der Verhandlungen zur
Neugestaltung des Tarifrechts
einsetzen?

• Sind Sie bereit, die ohne Be-
teiligung der Gewerkschaften in
Kraft gesetzten Erlasse (Anpas-
sung an vergleichbare Beamte)
zurückzunehmen und diese im
Rahmen der Neugestaltung des
Tarifrechts neu zu verhandeln?

Polizeiorganisation

Die Polizei verfügt seit 2001
über eine neue Aufbau-Organi-
sation, bei der insbesondere die
Flächendienststellen unter gro-
ßen Personalproblemen leiden.
Eine Verbesserung ist hier kurz-
fristig kaum zu erwarten.

Angesichts der aktuellen Ent-
wicklung im internationalen Ter-
rorismus soll im LKA eine erfor-
derliche neue Staatsschutzab-
teilung entstehen. Andererseits
erwarten die Bürger eine Präsenz
der Polizei vor Ort. Personal-
stärke auf der einen und die je-

weilige Organisation der Polizei
auf der anderen Seite stehen je-
doch in einem unmittelbaren
Zusammenhang.

Die Gewerkschaft der Poli-
zei fragt daher:

· Beabsichtigen Sie, die der-
zeitige Polizeiorganisation in den
nächsten Jahren zu erhalten,
oder planen Sie Änderungen.
Wenn ja, welche?

Sachausstattung,
Liegenschaften -
Sind wir wirklich
schon im 21. Jahr-
hundert?

Bei allen Anstrengungen, die
in den letzten Jahren etwa in den

Bereichen Beschaffung von
Funkstreifenwagen, PCs und
besserer Unterbringung der
Dienststellen unternommen
wurden, gibt es immer noch Lie-
genschaften, die den Erforder-
nissen einer Polizeidienststelle
nicht entsprechen. So sind
beispielsweise immer noch
Polizeiposten nicht vernetzt,
was zu einem erhöhten Zeit- und
Arbeitsaufwand führt, da
Ermittlungsvorgänge der
Polizeiposten an anderer Stelle
in das EDV-System der Polizei
eingestellt werden müssen.

Die Gewerkschaft der Poli-
zei fragt daher:

· Welche Veränderungen/Ver-
besserungen streben Sie in der
Sachausstattung bzw. bei den
Liegenschaften der saarländi-
schen Polizei an?

Nach einer Meldung von Verdi
hat die niedersächsische Lan-
desregierung von Christian
Wulff (CDU) beschlossen, ab
2005 für Beamtinnen und Beam-
te die Sonderzahlung
(Weihnachtsgeld) vollständig
zu streichen. In Niedersachsen
wurde die Sonderzahlung, die
2004 nur noch 50 Prozent betrug,
monatlich ausgezahlt, d. h. die
Kolleginnen und Kollegen er-
hielten einen monatlichen

 AKTUELL

Niedersachsen streicht
Sonderzuwendungen

Erhöhungsbetrag von 4,17 Pro-
zent. Die Streichung dieses
Erhöhungsbetrages wird ab 1.
Januar 2004 wirksam. Damit zahlt
Niedersachsen als erstes Bun-
desland seinen Beamten nur
noch 12 Monatsgehälter. Hierzu
führte der Ver.di – Landeschef
Wolfgang Denia gegenüber dpa
aus:“ Während Bayern die 42
Stunden – Woche macht, nimmt
Niedersachsen jetzt an dieser
Stelle eine Vorreiterrolle ein“.

Nachdem in der letzten Aus-
gabe der DP der genaue Termin
noch nicht feststand, bittet un-
sere Frauenbeauftragte Vera
Koch sich folgenden Termin
vorzumerken:

Der Frauentag 2004 findet am
Freitag, den 17. September, ab
15.00 Uhr statt.

Anmeldungen bitte über die
Geschäftsstelle (0681/811498).

Nähere Einzelheiten werden in
einem gesonderten Flugblatt
mitgeteilt.

Anmerkung der Redaktion:
Bei Erscheinen dieser Ausga-
be befindet sich unsere Vera
nach einem Krankenhausauf-
enthalt ganz sicher auf dem
Wege der Besserung. Liebe
Vera, auch von dieser Stelle al-
les Gute. Wir freuen uns, wenn
Du bald wieder an Bord bist!

DS

FRAUENTAG 2004



4  8/2004 Deutsche Polizei

LANDES OURNALJ

Historie

Vor dem Hintergrund der Häu-
fung von Straftaten aus dem

rechten politischen Spektrum mit
fremden - feindlichem Hinter-
grund in den Jahren 1991/1992
(Bsp. Hoyaswerda) beschloss

die IMK, AK II, Ende 1992 den
Bundesländern die Aufgabe zu
übertragen, Polizeikräfte vorzu-

halten, die ohne großen Zeit-
verzug als geschlossene Einheit
eingesetzt werden können. We-
nige Tage später konkretisierte
der UA – Lex diesen Beschluss

zur Bereithaltung mobiler, kurz-
fristig einsetzbarer Sicherheits-
kräfte. Das Innenministerium trat
darauf hin in die Planungs- und
Vorbereitungsphase ein, die am
17.12.1993 in den „Erlass über die
Einrichtung von Sondereinsatz-

SONDEREINSATZEINHEIT

10 Jahre Sondereinsatzeinheit SEE
Am 29. Juni 2004 führte die SEE des
Saarlandes anlässlich ihres 10 – jäh-
rigen Bestehens eine große
Hundertschaftsübung auf dem Tholeyer
Schaumberg durch. An der Übung, die in
den Medien auf großes Interesse stieß,
waren fast 400 Kolleginnen und Kolle-
gen beteiligt

einheiten der saarländischen
Vollzugspolizei“ mündete. Die-
ser Erlass trat mit Wirkung vom
01.01.1994 in Kraft. Dies war die
Geburtsstunde der SEE!

Im Laufe der Jahre entstand
durch eine qualifizierte Ausbil-
dung, gepaart mit einer sehr gu-

ten Ausstattung/Ausrüstung,
eine geschlossene Einheit, die
bei vielen Einsätzen auch und
vor allem in anderen Bundeslän-
der ihren hohen Einsatzwert un-

ter Beweis stellen konnte.

Übungsverlauf
Der Übung am Schaumberg

lag das Konzert einer rechtslas-

Die Störer auf dem Weg zum Veranstaltungsort

Interessierte GdP-ler vor Ort: v. l. R. Porzel, B. Leinenbach, R. Herrmann

Auf dem "Antreteplatz" in St'Wendel

Die GdP - mittendrin - Wolfgang Schäfer beim Verteilen von Flyer und Pastillen
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tigen Band zugrunde. Dem Kon-
zert voraus ging ein Aufzug der
„rechten Szene“ unter dem Mot-
to: „Staat schütze deine Deut-
schen gegen Justizwillkür“.
Durch Plakataktionen der „linken

Szene“ wurde zu Störungen der
beiden Veranstaltungen aufge-
rufen. Die Störer wurden von
Kolleginnen und Kollegen der

Fachhochschule und der Ein-
satzhundertschaft dargestellt.
Den Einsatzkräften oblag es, die
Veranstaltungen zu schützen
und die „feindlichen“ Lager
auseinander zu halten. Der
Übungsverlaufwurde insge-
samt als gelungen beschrieben,
so dass im Anschluss einer klei-
nen Feierstunde in der „SEE –
Heldenhalle“ in Sotzweiler
nichts mehr im Wege stand.
Dass die SEE ein hohes Anse-

hen genießt,  zeigte auch die An-
wesenheit von Herrn Paul Ha-
ben, Leiter der Landespolizei-
direktion und von Frau Innen-
ministerin Annegret Kramp –
Karrenbauer, die es sich dann

auch nicht nehmen ließen, den
Einsatzkräften für ihr Engage-
ment zu danken.

GdP vor Ort

Für die GdP/ÖPR Vorsitzen-
den war es eine Selbstverständ-
lichkeit, die Übung vom Anfang
bis zum Ende zu begleiten. Un-
ter dem Motto „GdP...der Tag
wird gut“, verteilten die Kolle-
gen schon auf dem „Antrete-
platz“ in St’Wendel Flyer und
Pastillen (für die zweite Luft).
Nach der Übung gab es zur Auf-

frischung des Zuckerspiegels
kleine Süßigkeiten. Was aber
genauso wichtig war. Die GdP
war „mittendrin“ und stand stän-
dig als Ansprechpartner zur Ver-
fügung. Alles in allem also eine

gelungene Übung, eine schöne
Feier, ein toller Film zum 10-jäh-
rigen Bestehen und nochmals
von allen GdP-lern:

Herzlichen Glückwunsch
zum Geburtstag!

DS

Einer von vielen SEE - Einsätzen (hier FCS - Erfurt)

Ein Blick in die voll besetzte "SEE - Heldenhalle" in Sotzweiler

Werbung



6  8/2004 Deutsche Polizei

JLANDES OURNAL

Am 20. Juni 2004 verstarb
nach kurzer schwerer Krankheit
das Ehrenmitglied der Gewerk-
schaft der Polizei, Herr Walter
Steffen.

Walter Steffen begleitete wäh-
rend seiner 30-jährigen aktiven
Tätigkeit in der GdP viele Funk-
tionen. Als Stellvertretender Vor-
sitzender, dann Vorsitzender der
Kreisgruppe Völklingen, Stell-
vertretender Landesbezirksvor-
sitzender, Mitglied im GdP-Bun-
desvorstand, Referent für
gewerkschafts- und gesell-
schaftspolitische Bildungs-
seminare war ihm kein gewerk-
schaftliches Betätigungsfeld
fremd. Auch personalrätlich
durchlief er als Vorsitzender des
ÖPR Saarbrücken, Vorsitzender
des GPR beim SPA bis zum Stell-
vertretenden Vorsitzenden beim
PHPR alle bedeutenden Statio-
nen. Er war Mitglied der Prü-
fungskommission bei der IHK

und ehrenamtlicher Richter am
VG Saarlouis. Von 1976 bis zu
seiner Ruhestandsversetzung
leitete er 15 Jahre die Geschicke
der VA Völklingen.

Walter Steffen brachte sich
voll in die gewerkschaftlichen
Diskussionen ein und zeigte
dabei wenig Konfliktscheu.
Kompromisse mussten mit ihm
erstritten werden, war aber
einmal eine Entscheidung gefal-
len, stand er genauso unbeirr-
bar dazu. Das machte ihn bere-
chenbar und zu einem verlässli-
chen Gesprächs- und
Verhandlungspartner. Seine Sa-
che war die Verbesserung der
sozialen Situation der saarl. Po-
lizei, alles was Besoldung, Un-
terbringung und Dienst-
gestaltung anbelangte. Dabei
suchte er stets das Machbare
zu erreichen. Er stand für eine
pragmatische Gewerkschafts-
politik, die sich an unabweisba-
ren Bedürfnissen orientierte.
Walter Steffen war ein
Gewerkschaftspolitiker mit Bo-
denhaftung. In der Vorstands-
arbeit war er eine feste Größe. Er
stand für ehrliche Arbeit, Zuver-
lässigkeit und Durchsetzungs-
vermögen. Sein Beruf war ihm
Lebensinhalt, seine Gewerk-
schaft politische Heimat. Die Er-
nennung zum Ehrenmitglied der
GdP auf dem Delegiertentag in
St.Ingbert war für ihn der Höhe-
punkt seiner gewerkschaftlichen
Karriere. Die ältere Generation
wird sich seiner noch erinnern,
die jüngere sollte ihn in Erinne-
rung halten als einen aufrechten
Kämpfer für unsere gemeinsame
Sache.

Der Landesvorstand

LANDESVORSTAND

Nachruf

KG ST.WENDEL

Familienfest am Bostalsee

Seit dem Jahre 2002 beschäf-
tigte sich die Verkehrspolizei-
inspektion mit der Frage der Ein-
führung der digitalen Bild-
bearbeitung im Rahmen ihrer
s t a t i o n ä r e n
Geschwindigkeitsmesssungen.
Vor dem Hintergrund einer

Folgebeschaffung für die in die
Jahre gekommenen FOTO-FIX
Auswertgeräte standen die an-
gestellten Überlegungen  unter
einem gewissen Zeitdruck.

Vorplanung

Die Verantwortlichen der
Dienststelle stellten die geplan-
ten Maßnahmen zunächst den
zuständigen Mitarbeitern der
Landespolizeidirektion vor.
Nachdem das vorgestellte Kon-
zept allgemeine Zustimmung
fand, wurde über eine Möglich-
keit der Finanzierung nachge-
dacht. Der im Raum stehende
Betrag von 50.000 Euro konnte
aus dem Polizeihaushalt nicht

finanziert werden.
Anfang 2003 wurde das Kon-

zept einem Vertreter der IT Stelle
bei der Staatskanzlei Saarbrü-
cken vorgestellt. Das angebote-
ne  Lösungskonzept fand Zu-
stimmung und Mitte des Jahres
erfolgte  die Bereitstellung des

Geldes. In der Folge wurden die
EDV – Komponenten ausge-
schrieben und es kam zu einer
Entscheidung. Alle am Projekt
beteiligten entschieden sich für
die Einführung des digitalen
Bildbearbeitungssystems der
Firma PLANET intelligent
systems GmbH in Raben Stein-
feld/ Sachsen. Nachdem in einer
Besprechung Anfang Februar im
Hause der Verkehrspolizei-
inspektion die letzten techni-
schen Details, insbesondere die
Art der Datenübertragung zu
den Bußgeldbehörden geklärt
werden konnten, stand der Auf-
nahme des Betriebes der Anla-
ge nichts mehr im Wege.

Parallel zu den  technischen
Überlegungen wurden ablauf-

 VERKEHRSPOLIZEIINSPEKTION

DigitaleBildbearbeitung

Die Systemkomponenten

Die Kreisgruppe St.Wendel
veranstaltet am Freitag, den 24.
September 2004, 14.00 Uhr,
wieder ein Spätsommerfest im
Regattahaus am Bostalsee bei
unserem Kollegen Manfred
Schorr. Hierzu sind alle Mitglie-
der mit oder ohne Anhang recht
herzlich eingeladen.

Für Speisen und Getränke ist

gesorgt.

Bitte meldet euch rechtzeitig
unter Angabe der Personenzahl
bei Thomas Ehlhardt oder Berti
Wagner an.

Falls gewünscht, wird ein
Fahrdienst eingerichtet
Thomas Ehlhardt

Walter Steffen
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organisatorische Änderungen
notwendig, die auch Auswirkun-
gen auf das Personal haben soll-
ten. Durch die zentrale Bereit-
haltung der technischen Gerät-
schaften in Saarbrücken-
Dudweiler mussten die
Mitarbeiterinnen der WINOWI-
Eingabestellen von Merzig und
Bexbach nach Saarbrücken-
Dudweiler wechseln. Dies konn-
te einvernehmlich in einer Viel-
zahl von Gesprächen im Interes-
se der Mitarbeiterinnen geregelt
werden. So wird z.B. durch die
mit der Verwendung in der neuen
zentralen Auswertstelle einher-
gehende Veränderung des An-
forderungsprofiles dazu führen,
dass alle Mitarbeiterinnen mit-
telfristig in ihrer Besoldung hö-
her eingestuft werden können.

Technische Einzel-
heiten:

Wie sieht nun das neue Sys-
tem aus. Das Herzstück der An-
lage stellt ein Computer dar, an
den die so genannte Einlese-
bühne ( Bild ) angeschlossen ist.
Hier werden die Nassfilme
digitalisiert und in den Rechner
eingelesen. Von diesem Master-
arbeitsplatz werden die Filme
den vier Sachbearbeiterinnen in
der Auswertung überspielt und
an deren Arbeitsplätzen ausge-
wertet. Das PLANET-System
stellt eine fertige Auswertmaske
( Bild ) zur Verfügung. Sofern die
Bildqualität entsprechend ist,
werden die auf dem Film enthal-
tenen Daten vom System  in die-
se Maske übernommen. Die
Sachbearbeiterin kann nun, falls
erforderlich die Bilder bearbeiten
und dann mittels der eingerich-
teten Schnittstelle in das
WINOWIG-System der Firma
Schelhorn   importieren. Mittels
Datentransfer über das polizeili-
che Datennetz werden die Vor-

gangsdaten den jeweiligen
Bußgeldstellen übersandt.

Ähnlich wird es sich auch mit
der in einem zweiten Zuge ein-
z u f ü h r e n d e n
Videodigitalisierung  von
Abstandsverstössen verhalten.
Auch hier erfolgt das Einlesen
der Videobänder über die so ge-
nannte Einlesebühne.

Vorteile der neuen Technik:
Neben der Kostenersparnis

beim Printen von Fahrerfotos,
sowie  Synergieeffekten bei der
Verkehrspolizeiinspektion   liegt
der wesentlichere Vorteil der di-
gitalen Bildbearbeitung im Auf-
drucken der Fahrerfotos auf den
Anhörbögen. Wie Erfahrungen
aus anderen Bundesländern ge-
zeigt haben, wird dies dazu füh-
ren, dass die Anzahl der Einsprü-
che deutlich zurückgehen wird.
Ermittlungsersuchen um Fahrer-
feststellung werden weitgehenst
entfallen, so dass die Polizei-
inspektionen von dieser nicht
immer geliebten Tätigkeit entlas-
tet werden. Bei der heutigen Ar-
beitsbelastung der Wachen ein
nicht zu verkennender Vorteil.

Nun wird sich der in der
Digitalfotografie auskennende
Kollege fragen, warum wir kei-
ne Digitalkamera in den statio-
nären Geschwindigkeits-
messgeräten einsetzen. Dies
würde doch das oben beschrie-
bene Einlesen in den Rechner
ersparen. Hierzu sei nur ange-
merkt, dass es  noch kein eich-
f ä h i g e s
Geschwindigkeitsmesssystem
gibt, das mit digitaler Bild-
aufnahme arbeitet.  Dies wird
wegen den unterschiedlichsten
Problemen, die bis heute noch
nicht gelöst sind, in naher Zu-
kunft auch noch nicht realisier-
bar sein. Als zweiten Grund sei
hier die vorhandene Messtech-
nik angeführt, die auch in abseh-
barer Zeit noch im Einsatz sein
wird. Dieter Kuhn

Die angebotenen Lösungs-
möglichkeiten der
Flexibilisierung  zur Optimierung
der polizeilichen Arbeit sind po-
sitiv zu bewerten, sofern sie die

LESERMEINUNG

AG Personaleinsatz
operativen Einheiten betreffen.
Insofern ist der Grundsatz ver-
mehrten Personaleinsatzes zu
Zeiten erhöhten Arbeitsanfalles
in Ordnung. Es ist auch

einsehbar, dass persönliche Be-
findlichkeiten Einzelner zurück-
zustehen haben. Es ist aber nicht
nachvollziehbar, warum diese
Grundsätze der Optimierung
nicht in den verwaltungs- und
führungstechnischen Bereichen
angewendet werden. Das angeb-
liche Ziel der Umorganisation,
mehr Personal in die operativen
Einheiten zu bringen, wurde ver-
fehlt. Es wird zum Beispiel argu-
mentiert, durch die Neu-
schaffung der PI Alt-Saarbrü-
cken seien etwa 60 Beamte mehr
in die Fläche versetzt worden.
Verschwiegen wird aber, dass
diese Kräfte anderen Polizei-
inspektionen entzogen, lediglich
also umgesetzt wurden. Was mit
dieser neuen PI geschaffen wur-
de, liegt auf der Hand: Zusätzli-
che Führungs- und
V e r w a l t u n g s s t e l l e n .
Als weiteres Beispiel sei die Ein-
richtung nur einer LPD an Stelle
der früheren drei Direktionen
genannt. Das wäre positiv zu
bewerten, wenn nicht zusätzlich
sieben Bezirksdienststellen ge-
schaffen worden wären. Nie-
mand konnte bisher die Notwen-

digkeit dieser zwischen LPD und
PI geschalteten Verwaltungs-
und Führungseinrichtungen zu-
frieden stellend und logisch er-
klären. Für mich langjährigen
und erfahrenen Ermittler, Sach-
bearbeiter beim KD, ergibt sich
der „Anfangsverdacht“, die vor-
handenen Führungsstellen soll-
ten nicht nur erhalten, sondern
ausgebaut werden - etwa zur
Befriedigung „verdienter“ Par-
teigänger, die dann naturgemäß
mehr Verwaltungsstellen nach-
ziehen. Denn wie anders kann es
sein, dass uns „Indianern“ kein
Beamter einfällt, der aus Stab,
Verwaltung oder Führung in die
operative Einheit gewechselt ist,
aber jeder zahlreiche Kollegen
kennt, die den umgekehrten Weg
g e g a n g e n s i n d .
Helmut Fritz

Anmerkung der Redaktion
In einer Demokratie, deren

fundamentales Standbein die
Meinungsäußerungsfreiheit ist,
sind wir sehr an dem Standpunkt
unserer Leser interessiert und
versuchen die Zuschriften zeit-
nah zu veröffentlichen.

Am 29.06.2004 konnte unser
GdP-Mitglied Alfred Grunwald
seinen 90-zigsten Geburtstag
feiern.  Der noch rüstige Jubilar
verrichtete bis 1974 bei der PI
Lebach Dienst. Die Glückwün-

R: KG SAARLOUIS

Runder Geburtstag
sche dieser Dienststelle über-
brachte deren Leiter, unser GdP-
Kollege Harald Guldner.  Für den
Landesvorstand, die Kreis-
gruppe Saarlouis und die

S e n i o r e n -
gruppe gra-
t u l i e r t e n
G ü n t e r
Backes und
D i r k
S c h n u b e l .
L i e b e r
Alfred, wir
alle wün-
schen Dir
a u c h
w e i t e r h i n
eine schöne
Zeit im Krei-
se Deiner Fa-
milie. DS

Der Jubilar inmitten der Gratulanten, v. l. Harald Guldner, Alfred

Grunwald, Günter Backes
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Im vergangenen Halbjahr
konnte die KG LPD vielen lang-
jährigen Mitgliedern durch den
Vorsitzenden, bzw. durch Mit-
glieder des Kreisgruppenvor-
standes zum Geburtstag gratu-
lieren:

80 Jahre wurden die Kollegen

Albert Maurer, Hans Gothe und
Walter Seel.

Zum 75. konnte Helmut
Detzler, Eduart Anschütz und
Franz Fery gratuliert werden.

70 Jahre wurde Norbert Kurz.
Glückwünsche für den 60. Ge-
burtstag gingen an Roswita
Latz, Rosa Kammler, Werner

 KG LANDESPOLIZEIDIREKTION

Geburtstage 1. Halbjahr 2004
Crauser, Gerhard Paul, Heinz
Poller, Wolfgang Bill, Franz-
Josef Kriebisch, Heinz Dieter
Schaad, Dieter Gillmann und
Bertold Reitler.

Für Bertold Reitler beutete
dieser Tag gleichzeitig die Ver-
setzung in den Ruhestand. Für

seine enga-
gierte Arbeit
in der GdP
möchten wir
uns bei
B e r t o l d
n o c h m a l s
ausdrücklich
bedanken

Den 50.
Geburtstag
f e i e r t e n
Maria Jung,
B e a t h e
Schulz, Ger-
not Groß,
H e r m a n n
R i c k e r t ,

Birgitt Schick, Emilie Winter und
Josef Houy.

Den Jubilaren möchten wir
von dieser Stelle aus nochmals
alles Gute wünschen,
insbesondere Gesundheit und
Wohlergehen.

BL

 Der Ministerrat
des Saarlandes hat
am 27.4. seinen
Willen zur Her-
stellung möglichst
einheitlicher
Bezahlungs- und
Beschäftigungs-
bedingungen der
Beamten und Ar-
beitnehmer des
Landes bekräftigt
und beschlossen,
die Richtlinie der
Tarifgemeinschaft

 TARIFRECHT

Unglaublich aber wahr..!
Deutscher Länder
(TdL) vom
26.3.2004 voll-
ständig umzuset-
zen.

Somit steht fest, dass für alle
Tarifbeschäftigte, die nach dem
30.4. 2004 eingestellt werden, ein
neues Rechtsverhältnis besteht.
Aber es geht noch weiter! Selbst
Altverträge sind nicht mehr ge-
schützt, so  erfolgt eine Anwen-
dung z.B. auch in den Fällen der
Verlängerung befristeter Arbeits-
verträge Höhergruppierung auf
Grund der Übertragung
höherwertiger Tätigkeiten. Was

dies konkret bedeutet, wollen wir
einmal beispielhaft bei dem Fall
der „Höhergruppierung“ aufzei-
gen.

Beispielrechnung :
Polizeiangestellte im Schreib-

dienst, verheiratet, 1 Kind, Alter
44 Jahre, eingruppiert in BAT VII
mit Bewährungs- und
Funktionszulage.

Bisheriges Jahres-
bruttoeinkommen einschließlich
Urlaubs- und Weihnachtsgeld -
32.386,01 Euro

Nach Weiterqualifizierung
und Höhergruppierung in BAT
VI b, dadurch bedingter Wegfall
der Bewährungs- und
Funktionszulage- 32.232,80 Euro
(Jahresbrutto)

Wenn durch die vorgenannte
Höhergruppierung das Urlaubs-
geld- und Weihnachtsgeld ge-
kürzt wird und zusätzlich dann
40 Stunden wöchentlich gearbei-

tet werden muss - 31.664, 21 Euro
(Jahresbrutto)

Die vorgenannte Beispiel-
rechnung zeigt, dass eine
Weiterqualifizierung und die da-
mit verbundene Höher-
gruppierung zu einer finanziel-
len Verschlechterung führt - bei
gleichzeitiger Erhöhung der wö-
chentlichen Arbeitszeit.

Es kommt zu einem Differenz-
betrag von 722, 80 Euro pro Jahr

Unglaublich aber wahr, Über-
tragung von höherwertigen
TätigkeitenundWeiterquali-
fizierungen führen zu Ein-
kommensverlusten bei gleich-
zeitiger Erhöhung der wöchent-
lichen Arbeitzeit auf 40 Stunden.

Wer ist unter diesen Bedin-
gungen noch bereit sich weiter-
zuqualifizieren. ?

Leistung lohnt sich nicht
mehr!  SchW

Am 06.07.2004 feierten die Be-
diensteten der Polizeiinspektion
Alt – Saarbrücken ihr 4. Hoffest.
Bei sonnigem Wetter konnte der
Dienststellenleiter, EPHK Karl
H e i n z
Paulus, ne-
ben seinen
Mitarbeitern
auch eine
große An-
zahl von Gäs-
ten aus Poli-
tik und Wirt-
schaft begrü-
ßen. Unter
a n d e r e m
stattete die
M i n i s t e r i n
für Inneres
und Sport,
F r a u
A n n e g r e t
Kramp – Karrenbauer, ihr Staats-
sekretär, Herr Gerd Müllenbach,
der Leiter Staatskanzlei, Herr Karl
Rauber und Herr Staatssekretär
Josef Hecken, dem Fest einen
Besuch ab. Die Landespolizei-
direktion war durch Herrn Ltd.
Polizeidirektor Ulrich Schmal
vertreten. Auch die Vorsitzenden
der beiden Polizeigewerk-

schaften, Hugo Müller und
Horst Dörr, waren gern gesehe-
ne Gäste. Bei gekühlten Geträn-
ken und türkisch-griechischem
Essensangebot wurden beste-

hende Kontakte intensiviert und
„gute Gespräche“ geführt. Ein
besonderer Höhepunkt des Fes-
tes war die profihafte Tanz-
darbietung von Sybille Albrecht.

Auch in diesem Jahr war das
Hoffest der PI Alt Saarbrücken
ein herausragendes Event im
Polizeialltag der Dienststelle.

K.H. Paulus

KG SAARBRÜCKEN STADT

Alt Saarbrücken feiert Hoffest

Die Gäste fühlten sich sichtbar wohl

v. l. Karl Heinz Berhard, Albert Maurer, Otto Kempf


